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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Amke Dietert-Scheuer, Christa Nickels, Joseph Fischer 
(Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


zur Beschlußempfehlung des Petitionsausschusses (2. Ausschuß) 
- Drucksache 13/10647 - 

Sammelübersicht 349 zu Petitionen 


Der Bundestag wolle beschließen, 

die Petition A 13-99-1030-038568 den Fraktionen des Deutschen 
Bundestages zur Kenntnis zu geben. 


Bonn, den 17. Juni 1998 

Amke Dietert-Scheuer 
Christa Nickels, 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


Begründung 

Der Petent begehrt eine Ergänzung der Verfahrensgrundsätze des 
Petitionsausschusses dahin gehend, daß einem Petenten auf Ver- 
langen die Namen der Berichterstatter und ihre Fraktions- oder 
Gruppenzugehörigkeit mitzuteilen sind. 

Das Anliegen des Petenten ist berechtigt. Sowohl die Präsidentin 
des Deutschen Bundestages als auch der Ausschuß für Wahlprü- 
fung, Immunität und Geschäftsordnung unterstützen Bemühun- 
gen, den parlamentarischen Entscheidungsprozeß und die Arbeit 
des Petitionsausschusses für die Bürgerinnen und Bürger einsich- 
tig und nachvollziehbar zu gestalten. 

Für keinen anderen Ausschuß des Deutschen Bundestages sind die 
Ziele der Parlamentsreform, Transparenz, Effizienz und Bürgernähe 
wichtiger und grundlegender als für den Petitionsausschuß. 

Die Namen der Berichterstatter den Petenten auf Wunsch mitzu- 
teilen, ist ein solcher Schritt, das Petitionsverfahren bürgernäher 
und transparenter zu gestalten. 
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Aus Gründen der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages 
stehen einer Änderung der Verfahrensgrundsätze keine Bedenken 
entgegen. Selbst in den „Gesetzgebungsausschüssen" des Deut- 
schen Bundestages ist es geübte Praxis, die Namen der Berichter- 
statter regelmäßig den Bürgern nicht zu verschweigen. 

Auch auf europäischer Ebene ist es selbstverständlich, daß die Be- 
schwerden an den Ombudsmann der Europäischen Union (EU) 
vollständig öffentlich behandelt werden. Sofern der Beschwerde- 
steller selbst keine Geheimhaltung beantragt, werden die Be- 
schwerde, die Antwort der Organe der EU auf die Beschwerde, die 
Meinung des Ombudsmanns und seine Empfehlungen veröffent- 
licht. 

Diese Forderung nach mehr Transparenz und Bürgemähe wurde 
im Petitionsausschuß jedoch mit der Mehrheit der Fraktionen der 
CDU/CSU, F.D.P und SPD abgelehnt. Begründet wurde die Ab- 
lehnung damit, daß das Verschweigen des zuständigen Berichter- 
statters gewährleiste, „daß kein Berichterstatter während des an- 
hängigen Verfahrens entsprechenden Pressionen eines Petenten 
ausgesetzt ist. Die Gewährleistung eines objektiven und repressi- 
onsfreien Verfahrensablaufes läßt eine frühzeitige Bekanntgabe 
der Namen der Berichterstatter nicht zweckmäßig erscheinen . . . 
In aller Regel beruht nämlich das Verlangen nach Bekanntgabe 
des Namens der Berichterstatter nicht auf einem akademischen In- 
teresse, sondern wird bestimmt von dem Wunsch nach einer nach- 
drücklichen Einflußnahme auf den Entscheidungsprozeß", 

Aus dieser Begründung spricht eine dem Wesen des Petitionsrechts 
grundsätzlich widersprechende Angst des Abgeordneten vor dem 
Bürger. 

Das Petitionsrecht ist eine vom Gesetzgeber gewollte bedeutsame 
Möglichkeit für die Bürgerinnen und Bürger, sich im Rahmen der 
politischen Willensbildung direkt und ungefiltert bei der Volks- 
vertretung Gehör zu verschaffen. 

Es kann einer objektiven und gründlichen Bearbeitung von Peti- 
tionen nur nützlich sein, wenn den Petenten die Möglichkeit der 
direkten Ansprache und der Erläuterung ihres Anliegens gegeben 
wird. Wenn Abgeordnete eine Petition gründlich und sachgerecht 
bearbeiten, können sie ihr Votum vor dem Petenten verantworten 
und haben nichts zu verbergen. 

Die Bürgerinnen und Bürger nutzen in hoher Zahl diese Möglich- 
keit, mit dem Parlament in einen Dialog einzutreten. Dies ist er- 
wünscht, und der Petitionsausschuß erfüllt eine wertvolle Brücken- 
funktion vom Parlament zum Bürger. Die Anonymität der 
Berichterstatter ist dagegen nicht geeignet, das Vertrauen in den 
Petitionsausschuß zu festigen. 

Ein möglicher schriftlicher oder telefonischer Kontakt mit dem Bür- 
ger kann von Abgeordneten des Deutschen Bundestages nicht 
ernsthaft mit dem Hinweis auf zusätzliche Arbeitsbelastung ab- 
gewiesen werden. 

Der Petitionsausschuß und seine Abgeordneten leisten gute und 
unverzichtbare Arbeit. Der Wunsch der Bürgerinnen und Bürger 
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nach einem Dialog sollte von den Abgeordneten auch als Chance 
begriffen werden, für die eigene und die vom Parlament geleiste- 
te Arbeit zu werben. 

Die begrüßenswerte Bürgerbeteiligung am politischen Willensbil- 
dungsprozeß muß mit einer Öffnung des Ausschusses für die Öf- 
fentlichkeit und nicht mit seiner Abschottung beantwortet werden. 
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